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Betr.: Verfassungstreue von Beamten; 
beamtenrechtliche Konsequenzen der po-
litischen Betätigung von Beamten 

 

 

Vermerk: 

 

1. Sachstand 

Mit Ministervorlage vom 14. Februar 2019 (D 2 - 30100/13#13) wurde über die Treu-

epflicht von Beamtinnen und Beamten im Zusammenhang mit einer politischen Betä-

tigung unterrichtet. Anlass war die Einstufung der Partei „Alternative für Deutschland“ 

(AfD) als „Prüffall“ durch das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV). Es wurde 

festgestellt, dass die bloße Mitgliedschaft in einer politischen Partei (mögliche Aus-

nahme: bei Parteiverbot durch das Bundesverfassungsgericht, BVerfG) nicht für die 

Einleitung eines Disziplinarverfahrens genügt. Die Einleitung eines Disziplinarverfah-

rens kommt erst in Betracht, wenn aufgrund der politischen Betätigung der Beamtin 

oder des Beamten, also konkreter Handlungen/Aktivitäten, zureichende tatsächliche 

Anhaltspunkte vorliegen, die den Verdacht eines Dienstvergehens rechtfertigen.  

 

Herr Minister Seehofer hat gegenüber den Medien angekündigt, die Frage der Ver-

einbarkeit von Parteimitgliedschaft und Beamtenstatus vertieft prüfen zu lassen. 

 

Die nachstehende Darstellung bezieht sich auf Bundesamte. In den Ländern und 

Gemeinden existieren über das Beamtenstatusgesetz entsprechende Regelungen. 

Referat D 2 hat die Position der Länder erfragt, die sich zu dem Thema in den Medi-

en geäußert haben. HH und NI haben Stellung genommen. Das Ergebnis der dorti-

gen Prüfung deckt sich mit dem bisher hier gefundenen Ergebnis. Nach Ansicht 

Hamburgs rechtfertigt die Ausübung von Ämtern oder die Wahrnehmung von Wahl-
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kandidaturen in Parteien / Organisationen, die durch den Verfassungsschutz als ver-

fassungsfeindlich eingestuft werden, die Einleitung eines Disziplinarverfahrens. 

 

2. Rechtliche Bewertung 

Die Verfassungstreue der Beamten ist ein hergebrachter Grundsatz des Berufsbeam-

tentums, Art. 33 Abs. 5 des Grundgesetzes (GG). 

 

a) Rechtsgrundlagen 

 Als Beamter darf nur berufen werden, wer die Gewähr dafür bietet, jederzeit 

für die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes 

einzutreten, § 7 Abs. 1 Nr. 2 des Bundesbeamtengesetzes (BBG). 

 Beamtinnen und Beamte haben die Pflicht, sich durch ihr gesamtes Verhal-

ten - d.h. inner- und außerdienstlich - zu der freiheitlichen demokratischen 

Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes zu bekennen und für deren Erhal-

tung einzutreten, § 60 Abs. 1 Satz 3 BBG.  

 Darüber hinaus haben Beamtinnen und Beamte bei politischer Betätigung die-

jenige Mäßigung und Zurückhaltung zu wahren, die sich aus ihrer Stellung ge-

genüber der Allgemeinheit und aus der Rücksicht auf die Pflichten ihres Amtes 

ergeben, § 60 Abs. 2 BBG. 

 

Verstößt eine Beamtin oder ein Beamter gegen seine Pflicht zur Verfassungstreue, 

kann dies mit Disziplinarmaßnahmen geahndet werden. Insoweit müssen dem 

Dienstvorgesetzten Tatsachen vorliegen, die den Verdacht eines Dienstvergehens 

(=schuldhafte Pflichtverletzung) rechtfertigen. Liegen zureichende Anhaltspunkte für 

diesen Verdacht vor, muss ein Disziplinarverfahren eingeleitet werden (vgl. § 17 

Abs. 1 des Bundesdisziplinargesetzes - BDG -). Gemäß § 5 Abs. 1 BDG kommen 

als Disziplinarmaßnahmen gegen aktive Beamte Verweis, Geldbuße, Kürzung 

der Dienstbezüge, Zurückstufung und schließlich die Entlassung aus dem Be-

amtenverhältnis in Betracht. 

 

b) Rechtsprechung 

Es existiert eine umfangreiche Judikatur zu den genannten beamtenrechtlichen 

Pflichten und den möglichen Folgen ihrer Verletzung. Einige zentrale Entscheidun-

gen sind folgende: 
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 BVerfG vom 22. Mai 1975, - 2 BvL 13/73 - (sog. Radikalenerlass), Leitsätze 3 

und 8: 

„Bei Beamten auf Probe und bei Beamten auf Widerruf rechtfertigt die 

Verletzung der Treuepflicht regelmäßig die Entlassung aus dem Amt. Bei 

Beamten auf Lebenszeit kann wegen dieser Dienstpflichtverletzung im förmli-

chen Disziplinarverfahren auf Entfernung aus dem Amt erkannt werden.“ 

 

„Ein Teil des Verhaltens, das für die Beurteilung der Persönlichkeit eines Be-

amtenanwärters erheblich sein kann, kann auch der Beitritt oder die Zuge-

hörigkeit zu einer politischen Partei sein, die verfassungsfeindliche Ziele 

verfolgt - unabhängig davon, ob ihre Verfassungswidrigkeit durch Urteil 

des Bundesverfassungsgerichts festgestellt ist oder nicht.“ 

 

 Nimmt eine Beamtin oder Beamter für eine Partei oder Organisation, die als 

verfassungsfeindlich eingestuft wurde, herausgehobene Funktionsämter 

ein, oder nimmt er Wahlkandidaturen für diese Partei oder Organisation 

wahr, handelt es sich um Aktivitäten, welche Zweifel an der Verfassungstreue 

begründen und zur Einleitung disziplinarischer Maßnahmen führen. Beispiele:  

 

BVerwG vom 12. März 1986, - 1 D 103/84 - zur NPD 

VGH Hessen vom 7. Mai 1998, - 2598/96 - Republikaner 

 

 Zur Abgrenzung, welche politische Überzeugung und welches daran anknüp-

fendes Verhalten disziplinarrechtlich relevant ist, hat das BVerwG mit Urteil 

vom 27. November 1980 (- 2 C 38/79 -) Folgendes ausgeführt: 

 

Juris Rn. 27: 

„Die Verfassungstreuepflicht gebietet dem Beamten zwar nicht, sich mit den 

Zielen oder einer bestimmten Politik der jeweiligen Regierung zu identifizieren. 

Sie schließt nicht aus, Kritik an Erscheinungen des Staates üben zu dür-

fen und für eine Änderung der bestehende Verhältnisse - innerhalb des 

Rahmens der Verfassung und mit verfassungsrechtlich vorgesehenen 

Mitteln - eintreten zu können, solange nicht eben dieser Staat und seine 
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verfassungsmäßige Ordnung in Frage gestellt wird. Staat und Gesell-

schaft können an einer unkritischen Beamtenschaft kein Interesse ha-

ben. Die Grenzen einer sich im Rahmen der Verfassung haltenden Kritik wer-

den überschritten, wenn die freiheitliche demokratische Grundordnung offen 

als nicht erhaltenswert bezeichnet wird“.  

 

Juris Rn. 29: 

„Die Entfernung eines Beamten auf Lebenszeit aus dem Dienst ist nur auf-

grund eines begangenen konkreten Dienstvergehens möglich. Ein derartiges 

Dienstvergehen besteht nicht schon in der „mangelnden Gewähr“ des 

Beamten dafür, dass er jederzeit für die freiheitliche demokratische 

Grundordnung eintreten werde, sondern erst in der nachgewiesenen Ver-

letzung der Treuepflicht. Jene mangelnde Gewähr reicht aber aus, die 

begehrte Einstellung des Beamten abzulehnen“. 

 

 Auch die jüngere Rechtsprechung bestätigt die bisherige Linie. Sie stellt bei 

der Beurteilung, ob eine politische Betätigung eines Beamten oder einer Be-

amtin disziplinarrechtlich zu ahnden ist, auf eine Gesamtschau der dem Be-

amten zur Last gelegten Verhaltensweisen ab. Ergibt sich aus der Gesamt-

schau festgestellter Pflichtverletzungen (vgl. BVerwG, Urteil vom 

17. November 2017, - 2 C 15.17 -). und des sich aus ihnen ergebenden 

Persönlichkeitsbildes einer Beamtin oder eines Beamten eine innere Ab-

kehr von den Fundamentalprinzipien der freiheitlichen demokratischen 

Grundordnung, ist die Einleitung disziplinarischer Maßnahmen bis hin 

zur Entlassung aus dem Dienst möglich. Im konkreten Fall des BVerwG 

wurden dem Beamten Tätowierungen mit verfassungsfeindlichem Inhalt und 

andere Verfehlungen zur Last gelegt.  

 

 Das BVerwG aaO hat im Übrigen festgestellt, dass ein Verstoß gegen die Ver-

fassungstreue weder ein öffentlich sichtbares noch ein strafbares Verhalten 

voraussetzt.  

 

 Auf die Gesamtschau der Verhaltensweisen, die einer Beamtin oder einem 

Beamten zur Last gelegt werden, stellt auch der VGH Kassel in einer aktuellen 
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Entscheidung ab (vgl. Beschluss vom 22. Oktober 2018, - 1 B 1594/18 -). Im 

konkreten Fall handelte es sich um einen Beamten auf Probe. Der Senat hielt 

allein die Teilnahme an einer die Asyl- und Flüchtlingspolitik kritisierenden 

Versammlung einschließlich des Tragens eines Transparents mit der Auf-

schrift „Asyl macht uns Arm“ für sich genommen nicht für ausreichend für den 

Schluss, es fehle an der Bereitschaft, jederzeit für die freiheitliche demokrati-

sche Grundordnung einzustehen. Weitere Aktivitäten in sozialen Netzwerken 

sowie die Teilnahme an Demonstrationen mit Aktivisten aus der neonazisti-

schen Szene u.a. führten zu der Gesamtbewertung des Verhaltens, die Zwei-

fel an der Bereitschaft nahelegen, dass der Beamte jederzeit für die freiheitli-

che demokratische Grundordnung eintritt.  

 

Zu beachten ist, dass neben den in der Judikatur entwickelten Grundsätzen in 

den dargestellten Fällen gerichtlich Einzelfälle entschieden wurden, die nicht 

verallgemeinerungsfähig sind.  

 

c) Beamte auf Probe/Widerruf und im aktiven Dienstverhältnis 

Die aufgeführten gerichtlichen Entscheidungen lassen erkennen, dass im Hinblick 

auf die bei einer festgestellten Pflichtverletzung zu treffende Disziplinarmaßnahme 

zwischen Beamtinnen und Beamten auf Probe oder Widerruf und solchen, die in ei-

nem dauerhaften (aktiven) Dienstverhältnis stehen, zu unterscheiden ist. Die Schwel-

le für die höchste disziplinarische Maßnahme (Entfernung aus dem Dienst) liegt bei 

Beamten auf Lebenszeit höher als bei der anderen Personengruppe. 

 

d) Einstufung einer Partei oder Organisation als Prüffall oder Verdachtsfall  

Anlass der vorzunehmenden Prüfung waren die Einstufung der Partei „AfD“ sowie 

deren Jugend- und Teilorganisationen „Junge Alternative“ (JA) und „Der Flügel“ als 

Prüf- bzw. Verdachtsfall des Verfassungsschutzes. Die Verdachtsfälle unterscheiden 

sich von den Prüffällen dadurch, dass das BfV zur Gewinnung seiner Informationen 

bereits nachrichtendienstliche Mittel einsetzen darf. Keine der genannten Organisati-

onen wurde indessen bisher als eindeutig verfassungsfeindliches Beobachtungsob-

jekt durch das BfV identifiziert. Daher ist die bloße Mitgliedschaft oder Zugehörigen 

von Beamtinnen und Beamten zur Partei AfD oder ihrer Organisationen hinsichtlich 

beamtenrechtlicher Konsequenzen bisher unerheblich.  
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3. Disziplinarrecht und Ersatzansprüche 

Bereits die Einleitung disziplinarrechtlicher Ermittlungen ist sorgfältig zu prüfen. Wird 

ein eingeleitetes Verfahren eingestellt, können ggfs. durch den Betroffenen Ersatz-

ansprüche geltend gemacht werden.  

 

4. Exkurs: Nutzung von Informationen des BfV für Dienstvorgesetzte? 

Nach § 17 Abs. 1 BDG hat der Dienstvorgesetzte eines Beamten, bei dem tatsächli-

che Anhaltspunkte den Verdacht eines Dienstvergehens rechtfertigen, die Pflicht, ein 

Disziplinarverfahren einzuleiten. Die Tatsachen, auf denen die Einleitung eines Dis-

ziplinarverfahrens beruht, werden in der Regel durch einen vom Dienstvorgesetzten 

eingesetzten Ermittlungsführer festgestellt.  

 

Soweit die Verfassungsschutzbehörden über weitergabefähige Erkenntnisse verfü-

gen (vgl. § 23 des Bundesverfassungsschutzgesetzes – BVerfSchG -), können diese 

grundsätzlich unter Beachtung der Zweckbindung „Schutz der freiheitlichen demokra-

tischen Grundordnung“ an inländische öffentliche Stellen übermittelt werden, § 19 

Abs. 1 Satz 2 BVerfSchG.  

Eine verfahrensmäßig festgelegte Zusammenarbeit erscheint auch vor dem Hinter-

grund der Vermeidung möglicher Wertungswidersprüche bei der Einschätzung eines 

bestimmten Verhaltens als verfassungsfeindlich (Dienstvorgesetzter einerseits, Ver-

fassungsschutzbehörden andererseits) sinnvoll.  

 

Entsprechende Erkenntnisse könnten auch schon im Zusammenhang mit der Ein-

stellung der Beamten erhoben werden. Der tatsächliche Erkenntnisgewinn wäre 

aber voraussichtlich auf wenige Fälle beschränkt und müsste mit dem politischen 

Argument einer umfassenden Gesinnungsprüfung, auf die verzichtet werden sollte, 

abgewogen werden. 

 

Die vorstehenden Ausführungen zu 4.) sind aus fachlicher Sicht für eine öf-

fentliche Kommunikation nicht geeignet. 

 

5. Ergebnisse; Kommunikation 

Ausschließlich reaktiv 



  

   - 7 - 

 

  

  

 

 

Die Ergebnisse des Prüfauftrags könnten wie folgt öffentlich kommuniziert werden: 

 

 Die beamten- und disziplinarrechtlichen Vorkehrungen gegen extremistische Aus-

höhlung des öffentlichen Dienstes durch nicht-verfassungstreue Beamte funktio-

nieren: 

- Besondere Sorgfalt besteht vor Eintritt in den öffentlichen Dienst. 

- Im Dienst kommt es nicht auf Gruppenzugehörigkeit an, sondern auf das konkre-

te Verhalten. 

 Insofern hat auch die vertiefte Prüfung das bisherige Ergebnis der beamtenrechtli-

chen Konsequenzen einer Mitgliedschaft in politischen Parteien und Organisatio-

nen bestätigt.  

 Die Mitgliedschaft in einer Partei oder die Zughörigkeit in einer ihrer Gruppierun-

gen / Organisationen führt für sich betrachtet nicht zu beamtenrechtlichen Konse-

quenzen. Vielmehr müssen zu der Mitgliedschaft oder Zugehörigkeit Handlungen 

bzw. Aktivitäten hinzukommen, die den Verdacht rechtfertigen, dass die jeweilige 

Beamtin oder der Beamte ein Dienstvergehen begangen haben.  

 Für die disziplinarrechtliche Ahndung mehrerer Verhaltensweisen ist eine Ge-

samtschau vorzunehmen aus der sich ergibt, ob die politischen Aktivitäten des 

Beamten oder der Beamtin mit der Treuepflicht vereinbar sind. Auch einzelne Ver-

haltensweisen, die mit der Treuepflicht unvereinbar sind, können disziplinarische 

Maßnahmen nach sich ziehen. Die Festlegung einer konkreten Disziplinarmaß-

nahme erfolgt nicht schematisch aufgrund bestimmter Verhaltensweisen, sondern 

ist in jedem Einzelfall unter Würdigung der festgestellten Tatsachen vorzunehmen. 

  

Der Katalog möglicher Disziplinarmaßnahmen ist vielfältig:  

- Verweis,  

- Geldbuße,  

- Kürzung der Dienstbezüge,  

- Zurückstufung und die  

- Entfernung aus dem Dienst. 
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 Im Hinblick auf disziplinarrechtliche Folgen sind bei Beamten auf Widerruf oder auf 

Probe, deren Verhalten gegen die Verfassungstreue verstößt, geringere Anforde-

rungen zu stellen als bei Beamten auf Lebenszeit (s.o.: besondere Sorgfalt vor 

Eintritt in den öD).  

 Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts kann der Beitritt oder 

die Zugehörigkeit zu einer Partei, die festgestellt verfassungsfeindliche Ziele ver-

folgt, jedenfalls für einen Beamtenanwärter auch dann beamtenrechtlich erheblich 

sein, wenn die Verfassungswidrigkeit der Partei nicht durch Urteil des Bundesver-

fassungsgerichts festgestellt wurde.  

 Die Zugehörigkeit einer Beamtin oder eines Beamten zu einer Partei oder Organi-

sation, deren Verfassungsfeindlichkeit nicht festgestellt wurde, die aber von den 

Verfassungsschutzbehörden als Prüffall oder Verdachtsfall behandelt werden, ist 

beamtenrechtlichen ohne Relevanz.  

 




